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1) Dieses Papier bezieht sich auf ein an der Uni Freiburg
laufendes Forschungsprojekt über die "Soziale Wirksam¬
keit des Betriebsverfassungsgesetzes". Auf die Darstel¬
lung bisheriger Ergebnisse und des methodischen Vorge¬
hens wird hier zugunsten konzeptueller Aspekte verzich-
. tet.
2) F. Fürstenberg: Der Betriebsrat
-
Strukturanalyse einer
Grenzsituation, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und
Sozialpsychologie, 10. Jahrg., 1958, H. 3, S. 418-429
Die "Finanzkrise der Gewerkschaften"
Ein Beitrag zur Soziologie der Gewerkschaftsfinanzen
Wolfgang Streeck
Hans-Eckbert Treu
Das folgende Referat enthält einige vorläufige Ergebnisse
des seit etwa einem Jahr an der Universität Münster durchge¬
führten Forschungsprojekts über "Organisationsstrukturelle
Wandlungsprozesse in westdeutschen Gewerkschaften 1960
- 1975"
Das Projekt wird von der Deutschen Forschungsgemeinschaft un¬
terstützt. Sein Ziel ist es, am Beispiel von sechs DGB-Ge¬
werkschaften - der IG Bergbau und Energie, der IG Bau-Stei¬
ne-Erden, der IG Chemie, Papier, Keramik, der Gewerkschaft
Handel, Banken und Versicherungen, der IG Metall und der Ge¬
werkschaft Textil-Bekleidung
-
zu untersuchen, in welcher
Weise sich die organisatorischen Formen und Voraussetzungen
gewerkschaftlicher Politik unter dem Einfluß der wirtschaft¬
lichen und politischen Entwicklungen der letzten anderthalb
Jahre geändert haben.
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Die vorliegenden Ausführungen beziehen sich auf einen Teil¬
aspekt dieses Themas. Wie alle Organisationen können auch
Gewerkschaften den an sie gerichteten internen und exter¬
nen Ansprüchen nur dann genügen, wenn sie ausreichende fi¬
nanzielle Ressourcen zu mobilisieren vermögen. Organisa¬
torische Prozesse der Mobilisierung von Ressourcen und der
Befriedigung von Ansprüchen lassen sich als Interaktion
¦
zwischen der Organisation und ihren verschiedenen "Umwelten"
auffassen. Eine Analyse gewerkschaftlicher Finanz- und Haus¬
haltsprobleme bietet deshalb die Möglichkeit, einige der
Zusammenhänge zwischen den externen Bedingungen gewerkschaft¬
lichen Handelns in entwickelten kapitalistischen Gesell¬
schaften und der organisatorischen Struktur gewerkschaftli¬
cher Interessensvertretung sichtbar zu machen.
1. Mobilisierungsprobleme: Rekrutierung und Kontrolle
Bestandserhaltung und Zielverwirklichung von Organisationen
setzen ausreichende "adaptive" Fähigkeiten voraus. Eine Or¬
ganisation, der es nicht gelingt, zwischen den Ansprüchen
und der Unterstützung ihrer Umwelten einen befriedigenden
Ausgleich herzustellen, wird handlungsunfähig und zerfällt.
Mobilisierung von Unterstützung und Verwirklichung von Zie¬
len sind dabei zwei Aspekte desselben Vorgangs. Organisa¬
tionsinterne Prozesse "konvertieren" aus der Umwelt gewon¬
nenen Ressourcen und ermöglichen ihre Verwendung in zielge¬
richteten Transaktionen mit derselben oder einer anderen Um¬
welt. In dem Maße, wie die Organisation auf diese Weise die
an sie gerichteten Ansprüche zu befriedigen vermag, steigert
sie ihre eigene Legitimität und erhöht ihre Fähigkeit zur
Mobilisierung von Ressourcen. Das Funktionieren einer Orga¬
nisation läßt sich so als ein ständiger "Stoffwechsel" mit
einer Vielzahl verschiedener Umwelten auffassen. In den Wor¬
ten von Seashore und Yuchtmän: "Diese Perspektive... stimmt
mit dem Systemkonzept der Organisation überein, demzufolge
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Organisationen als Systeme in kontinuierlichen Austausch¬
beziehungen mit ihren Umwelten stehen. Ein großer Teil
dessen, was in diesen Beziehungen ausgetauscht wird, fällt
in die Kategorie solcher knapper und begehrter Ressourcen,
die auch für andere Systeme potentiell von Nutzen sein kön¬
nen. Aus diesem Grundeentsteht Wettbewerb. Unter Wettbewerbs¬
bedingungen jedoch reflektiert die Fähigkeit einer Organi¬
sation, sich Ressourcen zu sichern und sie anzuwenden, ihre
relative Effektivität im Vergleich zu anderen sozialen Struk¬
turen ... Die Effektivität einer Organisation läßt sich als
ihre Fähigkeit definieren, ihren Umwelten knappe und begehr¬
te Ressourcen zu entziehen, um dadurch das eigene Funktionie¬
ren sicherzustellen"
Gegenstand der folgenden Bemerkung sind Gewerkschaften als
ressourcenbeschaffende und - verwendende Sozialsysteme.
Da wir in erster Linie an der Entwicklung der formalen Or¬
ganisationsstruktur interessiert sind, liegt der Schwerpunkt
2)
der Analyse auf den finanziellen Ressourcen , motivationale
Ressourcen ("Loyalität"), freiwillige "Beteiligung" u. dgl.
werden nur insoweit behandelt, als sie die Mobilisierung und
Allokation finanzieller Ressourcen beeinflussen bzw. von ihr
beeinflußt werden. Ausgehend von den Mobilisierungsproblemen
freiwilliger Gewerkschaftsorganisationen unter Bedingungen
von Prosperität und liberaler Demokratie sowie den entspre¬
chenden, aus divergierenden Ansprüchen verschiedener Umwelten
entstehenden Allokationsproblemen sollen einige der Dilemmen
dargestellt werden, in die "institutionalisierte" Gewerk¬
schaften bei dem Versuch geraten können, zwischen ihren fi¬
nanziellen Mitteln und ihren Aufgaben einen Ausgleich zu fin¬
den. Diese Analyse, so scheint uns, vermag als Ausgangspunkt
und Hintergrund bei der Interpretation verschiedener organi¬
satorischer und organisationstechnischer Veränderungen zu
dienen, die die innere Entwicklung der von uns untersuchten
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Gewerkschaften seit Anfang der Sechziger Jahre geprägt
haben und die mit wichtigen Konsequenzen auch für deren
Fähigkeit verbunden sind, ihre primäre Funktion als In¬
teressenverband zu erfüllen.
Gewerkschaften beschaffen den größten Teil ihrer finanziel¬
len Ressourcen durch die Herstellung und Durchsetzung for¬
malisierter Unterstützungsverpflichtungen ihrer "Klienten"
Ihre Ausstattung mit Ressourcen hängt sowohl von der Zahl
ihrer Mitglieder (Rekrutierungsproblem) als auch davon ab,
inwieweit sie ihre Mitglieder veranlassen können, ihre ein¬
mal eingegangenen Verpflichtungen auch einzulösen (Eindäm¬
mung der Mitgliederfluktuation, Erhöhung der Kassierungsrate,
Durchsetzung von "Beitragsehrlichkeit"; Kontrollproblem). Da¬
bei scheinen vor allem hinsichtlich des Rekrutierungspro¬
blems der Mobilisierungsfähigkeit institutionalisierter Ge-
4)
werkschaften relativ scharfe Grenze gezogen zu sein, und
zwar offenbar weniger durch einen Mangel an Konsens der Ar¬
beitnehmer mit ihren Zielen als vielmehr durch bestimmte,
für entwickelte kapitalistische Gesellschaften charakte¬
ristische institutionelle und organisatorische Bedingungen,
So behaupten regelmäßig zwischen 70 und 80% der westdeutschen
Arbeitnehmer in Umfragen, daß sie die Politik des DGB bil¬
ligen ; gleichzeitig jedoch stagnierte der Organisations¬
grad des DGB in den Sechziger Jahren bei etwa 30% und stieg
erst in der Mitte der Siebziger Jahre auf etwa 34% an. Die
beste Erklärung dieser beträchtlichen Lücke zwischen Konsens
und Unterstützung scheint uns in dem Umstand zu liegen, daß
die Organisationsleistung institutionalisierter Gewerkschaf¬
ten sich zu einem großen Teil auf das soziale System als
ganzes beziehen und deshalb niemandem, der ihm angehört, vor¬
enthalten werden können (Tariflöhne, Vertretung von Arbeit¬
nehmerinteressen in der Gesetzgebung usw.). Insofern kann
man davon sprechen, daß Gewerkschaften vom Typus des DGB
de facto öffentliche Aufgaben wahrnehmen und einen wichti¬
gen Bestandteil des wohlfahrtsstaatlichen Organisationsnetzes
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darstellen. Dies konfrontiert sie mit organisatorischen
Problemen, wie sie auch der liberal-demokratische Wohl¬
fahrtsstaat als ganzer zu lösen hat. Zu diesen Problemen
gehört, daß die fehlende individuelle Zurechenbarkeit öf¬
fentlicher und quasi-öffentlicherOrganisationsleistungen
das Prinzip der Äquivalenz von Leistung und Gegenleistung
weitgehend außer Kraft setzt - mit der Konsequenz, daß Or¬
ganisationen mit öffentlichen Funktionen auf eine wichtige
Möglichkeit der Mobilisierung aktiver Unterstützung ver¬
zichten müssen und dadurch in die Gefahr geraten, daß sich
zwischen den ihnen zur Verfügung gestellten Ressourcen und
den an sie gerichteten Anforderungen ein wachsendes Miß¬
verhältnis entwickelt.
Wie Olson am Beispiel der amerikanischen Gewerkscliaftsbewe-
gung gezeigt hat t hat das Problem der Mobilisierung von
Ressourcen zur Produktion "öffentlicher Güter" den Gewerk¬
schaften schon in einer frühen Phase ihrer Entwicklung zu
schaffen gemacht. Die Erweiterung der Staatsfunktionen und
die mit ihr einhergehende Übernahme motivationskräftiger
Gewerkschaftsfunktionen (z.B. der vorenthaltbaren Unter¬
stützungsleistungen) durch den Staat hat jedoch, zusammen
mit veränderten Austragungsformen des Lohnkonflikts, die
gewerkschaftlichen Mobilisierungsschwierigkeiten weiter er¬
höht. Umso größere Bedeutung kommt heute in allen entwickel¬
ten kapitalistischen Gesellschaften Institutionen zu, durch
die Staat und Unternehmer den Gewerkschaften als Gegen¬
leistung für von ihnen erfüllte Ordnungsfunktionen gewisse
Hilfen bei der Rekrutierung von Mitgliedern gewähren ("union
Shops", Verwaltung der Arbeitslosenunterstützung oder der
Arbeitsvermittlung durch die Gewerkschaften, betriebliches
Beitragsinkasso usw.). Der relativ niedrige Organisations¬
grad des DGB trotz breiter Zustimmung der Arbeitnehmer zu
seiner Politik dürfte unter diesen Umständen in erster Linie
durch das Zusammentreffen eines hohen gewerkschaftlichen In-
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stitutionalisierungsgrades mit einem auffallenden Fehlen
von "union security" und einer starken Betonung des Rechts
der "negativen Koalitionsfreiheit" in der westdeutschen
71
Rechtssprechung und Gesetzgebung zu erklären sein .
Ähnliche Schwierigkeiten wie bei der Rekrutierung von Mit¬
gliedern bestehen bei der Durchsetzung der mit der Mit¬
schaft verbundenen Verpflichtungen. Am deutlichsten wird
dies an dem Zurückbleiben der Gewerkschaftsbeiträge hinter
der Einkommensentwicklung. Wie Tabelle 1 zeigt, war nur
eine der sechs untersuchten Gewerkschaften in einer der
beiden Sechsjahresperioden (GTB 1966
- 1972) in der Lage,
ihre Beiträge stärker zu steigern als die Durchschnitts¬
verdienste ihrer Mitglieder. In diesem Fall war eine tief¬
gehende organisatorische Krise vorausgegangen, die zu einer
einschneidenden Reform des Kassierungswesens mit einer um¬
fassenden Umstellung auf betriebliches Beitragsinkasso ge¬
führt hatte. Sieht man von der IGBE (die sich ebenfalls
seit Mitte der Sechziger Jahre fast gänzlich auf Beitrags¬
inkasso stützt) sowie der IGBSE zwischen 1960 und 1966 ab,
bei der das Wachstum des Durchschnittsbeitrags lediglich
um 18 Prozentpunkte unter dem des Durchschnittsverdienstes
lag, so betrugen in den übrigen Fällen die Abstände zwi¬
schen 22 und 55 Prozentpunkten.
Aus ,der Tabelle geht weiter hervor, daß in einer Reihe von
Fällen das gesamte Beitragsaufkommen der jeweiligen Gewerk¬
schaften schneller wuchs als die Durchschnittsbeiträge. Die
Ursache hierfür liegt in steigenden Mitgliederzahlen, wobei
die Expansion der Mitgliedschaft einen Teil des durch mangeln¬
de Kontrollfähigkeit verursachten Verlustes wiedergutmachte.
Allerdings wirkten sich auch hier
- mit Ausnahme wiederum der
IGBSE in der ersten der beiden Perioden
- die bestehenden
Rekrutierungsschranken immerhin so stark aus, daß ein voll¬
ständiger Ausgleich für die zurückgehende "Beitragsehrlich¬
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Bemerkenswert an den in Tabelle 1 enthaltenen Daten ist
weiterhin, daß keine signifikanten Unterschiede zwischen
den beiden Untersuchungsphasen bestehen, obwohl die Phase
1966-72 die Rezessionsjähre 66/67 enthält. Daß der Einfluß
institutioneller Faktoren die Auswirkungen konjunktureller
Veränderungen zu überspielen vermag, zeigt sich vor allem
daran, daß der einzige überproportionale Zuwachs des durch¬
schnittlichen Gewerkschaftsbeitrages im Zeitraum 1966-72
liegt und in einem besonders krisenanfälligen Organisations¬
bereich stattgefunden hat. Andererseits ist nicht zu über¬
sehen, daß das Verhältnis zwischen Durchschnittsbeitrag und
Bruttoverdienst bei allen übrigen Organisationen in der
zweiten Phase geringfügig schlechter ist als in der ersten.
2. Allokationsprobleme: Das Wachstum der Verwaltungskosten
Die Zwecke, zu denen eine Organisation ihre Mittel verwen¬
det, werden durch die Anforderungen ihrer Umwelten und de¬
ren relative Bedeutung für die Versorgung der Organisation
mit Ressourcen bestimmt.' Gewerkschaften sind vor allem mit
drei Umwelten konfrontiert, denen gegenüber sie jeweils spe¬
zifische Ziele verfolgen und zwischen denen für die Organi¬
sation wichtige Wechselbeziehungen bestehen. Im Verhältnis
zu ihrer sozialen Basis benötigen Gewerkschaften Mittel für
systematische Rekrutierungsanstrengungen und zur Sicherung
ihrer Kompromiß- und Verpflichtungsfähigkeit (Werbung, vor¬
enthaltbare Unterstützungen, Aufrechterhaltung eines Netzes
von Geschäftsstellen, Ausbildung ehrenamtlicher Funktionäre
usw.). Gegenüber den Arbeitgebern muß eine Gewerkschaft in
der Lage sein, einen genügend drohfähigen Streikfonds aufzu¬
bauen, eine funktionierende Betriebsorganisation zu unter¬
halten und in TarifVerhandlungen, Schlichtungsverfahren usw.
ein ausreichendes Maß an technischem und wissenschaftlichem
Sachverstand zu mobilisieren. Im Verhältnis zum Staat schließ
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lieh bedarf eine Gewerkschaft eines leistungsfähigen Sta¬
bes von Experten, mit dessen Hilfe sie bei gegebenem An¬
laß ihre Position entwickeln und einbringen kann.
Wie bei allen Organisationen des tertiären Sektors wir¬
ken sich auch bei den Gewerkschaften Veränderungen im Aus¬
maß und in der relativen Vordringlichkeit der zu erfüllen¬
den Aufgaben unmittelbar auf die Anzahl und die Zusammen¬
setzung des hauptamtlichen Personals aus (Tabelle 2). Sieht
man von der HBV ab, die 1960 die bei weitem höchste Beschäf¬
tigtenquote hatte und deren Mitgliederzahl sich während der
Beobachtungszeit mehr als verdoppelte, so nahm in allen Or¬
ganisationen die Zahl der Beschäftigten im Verhältnis zu
der der Mitglieder zu (im Durchschnitt um 19,4%). überpro¬
portionale Wachstumsraten hatten dabei die Verwaltungen
der Hauptvorstände (zwischen 40 und 65%) - wodurch, wiederum
mit Ausnahme der HBV, der Anteil der Beschäftigten beim Haupt¬
vorstand am Gesamtpersonal der Organisation zunahm.
Diese Daten zeigen zweierlei. Zum einen kommt in ihnen zum
Ausdruck, daß die Gewerkschaften in den letzten anderthalb
Jahrzehnten ihre Aufwendungen für berufsmäßige Arbeit
- im
Gegensatz zu freiwilliger Beteiligung
- erhöht und ihre Or¬
ganisation stärker "professionalisiert" haben. Zum anderen
macht die Verschiebung des Personals auf die Hauptvorstands-
ebene deutlich, daß die von dem zusätzlichen Personal erfüll¬
ten Aufgaben sich weniger auf das unmittelbare Verhältnis
der Gewerkschaften zu ihrer sozialen Basis (Betreuung von
Mitgliedern und Betrieben) als vielmehr zum größten Teil
auf innerorganisatorische Leitungsfunktionen bzw. auf Inter¬
aktionen mit anderen Organisationen (Staat, Arbeitgeberver¬
bände) beziehen. Daß die zusätzlichen personellen und damit
auch finanziellen Ressourcen zur Produktion eher indirekter,
nicht desaggregierbarer und deshalb nicht vorenthaltbarer Or¬
ganisationsleistungen eingesetzt worden sind, dürfte wohl
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Wichtig ist nun, daß als Folge der in Tabelle 1 zum Aus¬
druck gekommenen Mobilisierungsschwierigkeiten die Ein¬
nahmen der Gewerkschaften systematisch langsamer steigen
als die Kosten der in zunehmendem Maße benötigten perso¬
nellen Ressourcen. Als Nachfrager nach qualifizierter Ar¬
beitskraft müssen die Gewerkschaften imstande sein, auf
dem Arbeitsmarkt mit anderen Organisationen zu konkurrie¬
ren. Dies zwingt sie dazu, die von ihnen gezahlten Gehäl¬
ter an die Entwicklung der Einkommen ihrer Mitglieder zu
•
koppeln. Da das Beitragsaufkommen der Gewerkschaften jedoch,
wie wir gesehen haben, in der Regel hinter dem Einkommens-
Zuwachs ihrer Mitglieder zurückbleibt, muß notwendig der
für Personalausgaben verwendete Anteil des Beitragsaufkom¬
mens
- und zwar selbst wenn die relative Zahl der Hauptamt-
Ql
liehen konstant bleibt - immer größer werden
In welchem Ausmaß das Zusammentreffen sinkender Extraktions¬
fähigkeit mit wachsenden sich verändernden Aufgaben den An¬
teil der organisatorischen "Gemeinkosten" erhöht hat, geht
aus der Tabelle 3 hervor. Die Tabelle enthält die Ausgaben
der sechs Gewerkschaften für Personal und Verwaltung (wo¬
bei die sogenannten "sächlichen" Verwaltungsaufwendungen
jeweils etwa ein Viertel der Personalkosten ausmachen) in
Prozent des Beitragsaufkommens. Zum Vergleich und um die ra¬
pide Beschleunigung des organisatorischen Wandels in den
letzten anderthalb Jahrzehnten deutlich zu machen, sind in
der linken Spalte die entsprechenden Werte der Vorgängeror¬
ganisationen vom ersten Halbjahr 1914
- soweit solche be¬
standen haben eingetragen. Sieht man von der GTB und der HBV
ab, die schon aufgrund ihrer hohen Werte zu Beginn der Periode
als Sonderfälle gelten müssen (bei der HBV kommt ein relati¬
ver Personalabbau durch Verdoppelung der Mitgliedschaft, bei
der GTB die gelungene Beitragsreform von 1970 hinzu), so
zeigt sich viermal dasselbe Bild: Die Verwaltungsanteile von
1960 liegen relativ eng an denen von 1914, während die von
1973 um 11, 18, 22 und wiederum 11 Prozentpunkte über den
Werten von 1960 liegen.
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Tabelle 3 <
Personelle und sachliche Verwaltungsausgaben in Prozent der
Beitragseinnahmen, um 1960 und um 1973; zum Vergleich Ver¬
waltungsanteil der Vorgängerorganisationen im 1. Halbjahr 1914
1914 ca. 1960 ca. 1973
Bergarbeiter 22,7 IGBE 24,0 34,7
Bauarbeiter 22,8 IGBSE 24,9 (61) 42,5
Fabrikarbeiter 26,2 IGCPK 26,22) 47,7
HBV3> 39,0 (61) 41,5 (75)





2) Berechnet aufgrund von Angaben im Protokoll des außerordent¬
lichen Gewerkschaftstages von 1967.
3) Da die HBV keine Angaben über ihre Ausgaben veröffentlicht,
wurden die Werte geschätzt. Für 1961 wurden durchschnitt¬
liche Personalkosten pro Beschäftigten von 85% der entspre¬
chenden Kosten der IGBSE angesetzt; die Steigerung bis 1975
wurde entsprechend dem Anstieg der Tarifgehälter in den Kon¬
sumgenossenschaften hochgerechnet. Der sich aufgrund der je¬
weiligen Beschäftigtenzahlen der HBV ergebende Betrag wurde
um einen Erfahrungswert von 25% für die sachlichen Verwal¬
tungskosten erhöht und auf die Beitragseinnahmen prozentuiert
4) Ohne sachliche Verwaltungskosten der Verwaltungsstellen.
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Eine Fortsetzung dieser Entwicklung, zumindest was den An¬
stieg der Personalausgaben angeht, wird schon deshalb auch
in Zukunft nicht zu verhindern sein, da ein Abbau ihres
zentralen hauptamtlichen Apparats die Gewerkschaften gegen¬
über den ohnehin weit besser ausgestatteten Bürokratien des
Staates und der Unternehmer weiter benachteiligen müßte und
eine Abkoppelung der Gewerkschaftsgehälter vom allgemeinen
Einkommensanstieg durch eine Reihe von internen und exter¬
nen Faktoren ausgeschlossen ist. So würden beispielsweise
die von zahlreichen Gewerkschaften, auch und gerade auf
Druck ihrer Beschäftigten selber, betriebliche Anstrengungen
zur Qualifizierung ihres Personals und zur Professionalisie-
rung der Rolle des Gewerkschaftssekretärs durch jedes auch
nur relative Sinken des Einkommensniveaus gefährdet. Darüber¬
hinaus haben aufgrund der veränderten gesellschaftlichen Be¬
dingungen heute die Gewerkschaften ihr Monopol als Aufstiegs¬
kanal aus der Arbeiterschaft eingebüßt und müssen sich zu¬
nehmend der Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt aussetzen. Dies
gilt vor allem für die Rekrutierung wissenschaftlich qua¬
lifizierter Mitarbeiter für Expertenfunktionen. Schließ¬
lich zeigt die zunehmende "Organisierung" der Gewerkschafts¬
angestellten, deren zumeist in der zweiten Hälfte der Sech¬
ziger Jahre ins Leben gerufene oder neu belebte Betriebs¬
räte heute Betriebsvereinbarungen über Sozialleistungen,
Arbeitsbedingungen, Stellenpläne, Einstufungsfrageni Ge¬
haltsstrukturen und Ausbildungsprogramme für Nachwuchssekre¬
täre aushandeln, daß die Tätigkeit des Gewerkschaftssekre¬
tärs auch im Bewußtsein der Beteiligten Züge eines arbeits¬
rechtlichen Beschäftigungsverhältnisses angenommen hat, in
dem private Erwerbsinteressen ihren legitimen Platz haben.
Zusammengenommen scheinen diese Faktoren die Annahme zu
rechtfertigen, daß die Gewerkschaften weiterhin mit einem
rapiden Anstieg ihrer Personalausgaben zu rechnen haben,
die sie selber kaum beeinflussen können und dessen Tempo
ihnen weitgehend von außen diktiert wird.
- 1000 -
Tabelle 4
Konfliktferne Unterstützungsleistungen und Streikrücklagen bzw.
Streik- und Gemaßregeltenunterstützung (Kampfaufwendungen) in
Prozent der Beitragseinnahmen, 1960 und 1973


































1) Daten über die KampfaufWendungen der HBV waren nicht zu
ermitteln. Zumindest während der Sechziger Jahre dürfte
die Organisation jedoch ohnehin kaum in der Lage gewesen
sein, Rücklagen zu bilden. Arbeitskämpfe wurden nicht
geführt.
In Klammern Rücklagen aus Vermögenseinnahmen in Prozent
der Beitragseinnahmen. Die Zahl in Klammern ist eine Teil¬
menge der gesamten KampfaufWendungen, die in derselben
Spalte uneingeklammert mitgeteilt werden.
2) Geschätzt aufgrund verbaler Angaben im Protokoll des außer¬
ordentlichen Gewerkschaftstages 1967. Die Zahlen sind um
Rückerstattungen aus.dem Vermögen der Vorgängerorganisation
in Höhe von 3,4% des Beitragsaufkommens bereinigt. Schätzun¬
gen aufgrund des Geschäftsberichtes 1960-62 ergeben erheb¬
lich niedrigere Werte von 10,9 (5,8) % des Beitragsaufkom¬
mens (ebenfalls um die Rückerstattungen bereinigt).
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3. Rekrutierungs- und Konfliktfähigkeit als Alternative:
9)
Die "Finanzkrise" der Gewerkschaften
Welche Auswirkungen hatte der Anstieg der Personal- und
Verwaltungskosten auf die Beziehungen der Gewerkschaften
zu ihren zwei wichtigsten Umwelten, den Mitgliedern und
den verteilungspolitischen Gegenspielern? Sämtliche unter¬
suchten Organisationen haben als Reaktion auf ihre wachsen¬
den Verwaltungsaufwendungen ihre konfliktfernen Unterstützun¬
gen (Krankengeld, Sterbegeld, Rentenzulage usw.) teilweise
erheblich gekürzt (Tabelle 4) .Da der Ausbau der vom
Staat getragenen Systeme der sozialen Sicherung derartige
Leistungen weitgehend verzichtbar gemacht hatte, stand den
Gewerkschaften hier ein willkommener Manövrierspielraum zur
Verfügung. So sehr es sich jedoch anbot, mit seiner Hilfe
die entstandenen Haushaltsprobleme mindestens teilweise zu
lösen, so unumgänglich war es, daß der Abbau der relativ
motivationskräftigen Unterstützungen die Positionen der Or¬
ganisation im Austausch mit ihren Mitgliedern weiter schwä¬
chen mußte. Durch die Verlagerung organisatorischer Ressour¬
cen von direkten und spezifischen zu indirekten und generel¬
len Organisationsleistungen entstand so ein Bedürfnis nach
Kompensation zur Erhaltung der ursprünglichen Balance der
Austauschbeziehungen zwischen Organisation und Mitglied.
Bei den Kampfaufwendungen
- dem Teil ihrer Ressourcen, den
eine Gewerkschaft pro Jahr entweder für aktuelle Konflikte
(Streik- und Gemaßregeltenunterstützung) ausgibt oder für
zukünftige Konflikte akkumuliert
- ist das Bild weniger ein¬
heitlich. Die IGBE und die GTB, die während des Beobachtungs¬
zeitraums ihre Finanzprobleme durch betriebliches Beitragsin¬
kasso weitgehend hatten lösen können, waren in der Lage, ihre
11)
Kampfaufwendungen zu steigern . Bei der IGCPK, bei der der
Abbau der konfliktfernen Unterstützungen besonders stark de¬
ren interne Rationalisierungsanstrengungen besonders erfolg-
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reich waren, blieb der Anteil der KampfaufWendungen, auch
aufgrund steigender Vermögenseinnahmen, nahezu konstant.
Sinkende Kampfaufwendungen dagegen finden sich bei der
IGBSE und der IGM, wobei in beiden Fällen steigende Ver¬
mögenseinnahmen den Rückgang der allein aus den Beiträ¬
gen finanzierten Kampfaufwendungen (IGBSE: von 20,2 auf
4,9%; IGM: von 19,4 auf 13,6%) zum Teil ausgleichen. Es
ist auffallend, daß IGBSE und IGM zugleich diejenigen
Organisationen sind, die 1973 noch die höchsten Unterstüt¬
zungsanteile aufwiesen.
12)
Die tatsächlichen Auswirkungen der Finanzkrise auf die
Kampfaufwendungen, die einen wichtigen Faktor für die ex¬
terne Machtposition einer Gewerkschaft darstellen, lassen
sich jedoch nur dann richtig einschätzen, wenn man die Reak¬
tionen der Gewerkschaften auf die organisatorischen Dysfunk¬
tionen des Abbaus der konfliktfernen Unterstützungen berück¬
sichtigt. Da der Ausgleich steigender Gemeinkosten durch Ver¬
ringerung individueller Gratifikation bei Delegierten und
Mitgliedern regelmäßig auf Widerstand traf, mußten zu sei¬
ner Durchsetzung Kompensationen angeboten werden. Neben der
werbeträchtigen und dabei relativ preiswerten Freizeitunfall¬
versicherung bestanden diese in erster Linie in der Erhöhung
13)
der Streikunterstützung , und zwar tendenziell bis zum
vollen Netto-Einkommensausgleich. Dies war insofern eine
naheliegende Lösung, als einerseits die konfliktbezogenen
Unterstützungen die wichtigsten noch verbliebenen vorent¬
haltbaren Organisationsleistungen darstellen und andererseits
ihre Erhöhung
- anders als bei Urlaubsgeld oder Zusatzrente
-
den "ordentlichen" Haushalt der Gewerkschaft nicht belastet.
Obwohl ihr praktischer Wert durch die Institutionalisierung
des Lohnkonfliktes gesunken sein mag, stellen die arbeits-
kampfbezogenen Unterstützungen die einzige Art von
"sozia¬
ler Sicherung" dar, bei der die Gewerkschaften nicht der
Konkurrenz anderer, insbesondere staatlicher Instanzen aus¬
gesetzt sind. Unter dieser Perspektive muß es als eine plau-
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sible Strategie erscheinen, die durch die Streichung oder
Senkung einer Anzahl von individualisierbaren Leistungen
gesunkene Attraktivität der Organisation durch das Ange¬
bot eines möglichst vollständigen Einkommensausgleichs im
Konfliktfall ("Streikversicherung ohne Eigenbeteiligung")
wieder zu erhöhen.
i
Berücksichtigt man nun die eingetretenen Erhöhungen der
Unterstützungssätze, so ändert sich das in Tabelle 4 enthal¬
tene Bild steigender bzw. nur schwach sinkender KampfaufWen¬
dungen entscheidend (Tabelle 5). Der reale Wert der jährli¬
chen Kampfaufwendungen einer Gewerkschaft läßt sich durch
die Dauer und den Umfang des durch sie finanzierbaren Streiks
ausdrücken. Folgt man der in Tabelle 5 enthaltenen Modell¬
rechnung, so zeigt sich, daß die durch die jeweiligen Kampf-
aufwendungen (Spalte 1, vgl. die Werte in Tab. 4) finanzier¬
bare Streikdauer, ausgedrückt in Wochen (Spalte 2), in einem
Fall um etwa 18%, in den drei anderen Fällen aber um mehr
als die Hälfte gesunken ist. Gleichermaßen sind die pro
Streikwoche erforderlichen KampfaufWendungen, ausgedrückt
in Prozent des Beitragsaufkommens (Spalte 3; ermittelt als
Quotient von Spalte 1/ Spalte 2), bei allen Organisationen
gestiegen, und die durch ein Prozent des Beitragsaufkommens
finanzierbare Streikdauer (Spalte 4; ermittelt als Quotient
Spalte 2/ Spalte 1) ist sowohl erheblich niedriger als auch
weit weniger unterschiedlich geworden.
Von hier aus läßt sich genauer bestimmen, was den eigentli¬
chen Inhalt der gewerkschaftlichen Finanzkrise ausmacht. Die¬
selben Umweltveränderungen nämlich, durch die die organisa¬
torischen Gemeinkosten der Gewerkschaften gestiegen und die
konfliktfernen Unterstützungen entbehrlich geworden sind, ha¬
ben die Ansprüche der Mitglieder an die konfliktbezogenen
Unterstützungen erhöht und damit zur Entwertung der Kampfauf¬





































































1) Die Kampfaufwendungen der Gewerkschaft HBV sind nicht zu er¬
mitteln. Die Streikunterstützungen der IG Bergbau und Energie
werden von Fall zu Fall durch den Hauptvorstand festgesetzt.
Zum Begriff der KampfaufWendungen vgl. unsere Erläuterungen
zu Tabelle 4.
2) Ausgegangen wird von einer Streikbeteiligung von 10% der Mit¬
gliedschaft im jeweiligen Jahr. Es wird angenommen, daß die
Streikenden den durchschnittlichen Vollbetrag entrichten. Je¬
weils die Hälfte der Streikenden erhalten Familienzuschläge
für einen Ehepartner und zwei Kinder; die Streikenden sind im
Durchschnitt seit zwei Jahren in der Gewerkschaft.
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hat die Reallokation der durch die konfliktfernen Unter¬
stützungen gebundenen Ressourcen zugunsten allgemeiner
"Verwaltungs"-Ausgaben die Stellung der Gewerkschaften
gegenüber ihren verteilungspolitischen Gegnern geschwächt.
Diese für die Organisation dysfunktionale Folge erhöhter
Streikunterstützungen wäre nur dann zu vermeiden gewesen,
wenn der Erhöhung der Unterstützungssätze eine analoge
Erhöhung der Kampfaufwendungen gefolgt wäre, d.h. wenn die-
verlagerten Ressourcen innerhalb der direkten Austauschbe¬
ziehungen zwischen Organisation und Mitglied verblieben und
lediglich von den konfliktfernen vorenthaltbaren Leistungen
übertragen worden wären. Statt dessen wurden sie ganz oder
zum größten Teil von wachsenden Gemeinkosten bzw. von er¬
höhten nicht vorenthaltbaren Leistungen aufgezehrt. Das We¬
sen der Finanzkrise bestand und besteht deshalb darin, daß
sie die von ihr betroffenen Gewerkschaften mit dem Dilemma
konfrontiert, zwischen der Motivationskraft ihrer Organi¬
sation einerseits und ihrer externen Drohfähigkeit anderer¬
seits wählen zu müssen, wobei die Wahrung der Mobilisie¬
rungsfähigkeit gegenüber der eigentlichen sozialen Basis,
schon aus Gründen der organisatorischen Bestandserhaltung,
in der Regel den Vorrang genießt.
4. Zusammenfassung und Ausblick
Ebenso wie andere Trägerorganisationen wohlfahrtsstaatlicher
Demokratien sehen sich "institutionalisierte" Gewerkschaf¬
ten mit Ansprüchen an ihre Organisationsleistungen konfron¬
tiert, die schneller wachsen als die ihnen zur Verfügung
gestellten Mittel. Aufgrund allgemein steigender Einkommen
und zunehmender Personalintensität bei relativ geringen Mög¬
lichkeiten zur Produktivitätsverbesserung muß gleichzeitig
ein immer größer werdender Anteil der Gewerkschaftsbudgets
für "Verwaltungsausgaben", d.h. für fixe Organisationskosten
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verwendet werden. Der dazu erforderliche Abbau der vor¬
enthaltbaren Unterstützungsleistungen für Mitglieder ver¬
schärft die mit der Produktion "öffentlicher Güter" ver¬
bundenen Motivationsprobleme. Die als Kompensation ge¬
währte Erhöhung der Streikunterstützung wiederum entwer¬
tet die gewerkschaftlichen Streikfonds und schwächt da¬
durch die Stellung der Gewerkschaften gegenüber ihrem ver¬
teilungspolitischen Gegner.
Zahlreiche organisatorische Entwicklungen in den unter¬
suchten Gewerkschaften lassen sich als Versuche auffassen,
die Probleme der gewerkschaftlichen "Finanzkrise" system¬
konform zu lösen. Während einige der Gewerkschaften
- vor
allem die IGBE und die GTB
- sich dabei in starkem Maße
an die Hilfe der Arbeitgeber anlehnten (vor allem in Form
des Übergangs zu betrieblichem Beitragsinkasso), waren an¬
dere bestrebt, durch interne Strukturveränderungen sowohl
eine wirtschaftlichere Nutzung der knapper gewordenen Res¬
sourcen als auch eine Verbesserung ihrer Kontrollfähigkeit
gegenüber ihren Mitgliedern zu erreichen. In diesem,
an an¬
derer Stelle ausführlich zu behandelnden Zusammenhang spre¬
chen wir von "organisatorischer Rationalisierung", wobei
sich vier zentrale "Rationalisierungsdimensionen" unter¬
scheiden lassen: Die Zentralisierung administrativer und
personalpolitischer Kompetenzen, die Konzentration
und Pro-
fessionalisierung der unteren Organisationseinheiten, die
Formalisierung der Mitgliedsrolle und die Computerisierung
der Beitragskassierung und der Mitgliederkartei. Die Funk¬
tionen und Dysfunktionen derartiger Rationalisierungspro¬
zesse in einer freiwilligen Interessenorganisation bilden




1) Stanley E. Seashore und Ephraim Yuchtman: Factorial
Analysis of Organisational Performance, in: Administra¬
tive Science Quarterly, 12, 1967, S. 377 ff.; hier S.393
2) Vgl. hierzu Webers Feststellungen über den Zusammenhang
zwischen Bürokratisierung und Geldwirtschaft
3) Soziologisch ebenso interessant, aber hier nicht zu be¬
handeln sind Zahlungen der Arbeitgeber an "gemeinsame
Einrichtungen", die der Gewerkschaft Ausgaben ersparen
(Bildungsstätten u.a.), indirekte Zuschüsse des Staates
(§ 37 BetrVerfG) und Vermögenseinnahmen.
4) Als "institutionalisiert" bezeichnen wir Gewerkschaften,
deren Ziele und Handlungen von ihren Gegenspielern und
von der bestehenden Rechtsordnung als legitim anerkannt
bzw. als notwendige Teilfunktion bei der Organisierung
gesellschaftlicher Zusammenhänge angesehen werden und
die selber den bestehenden institutionellen Rahmen als
legitim anerkennen. Der Ausdruck scheint uns weniger von
Wertungen belastet als Begriffe wie "kooperative" (Berg¬
mann, Jacobi, Müller-Jentsch) oder "befestigte" Gewerk¬
schaft (Briefs).
5) Siehe hierzu erschöpfend W. Nickel: Zum Verhältnis von
Arbeiterschaft und Gewerkschaft, Köln 1974
6) M. Olson: The Logic of Collective Action, Cambridge,
Mass. 1965
7) Vgl. etwa die konservative Rhetorik eines Biedenkopf,
der einerseits von den Gewerkschaften eine "verantwort¬
liche",.d.h. zurückhaltende und am "Gemeinwohl" orien¬
tierte Politik erwartet, andererseits jedoch jeden Ver¬
such, die Übernahme gewerkschaftlicher Mitgliedschafts¬
verpflichtung dennoch attraktiv zu machen, in die Nähe
des Verfassungsbruchs rückt. Diesem, wenn man so will,
manchester-liberalen Konzept von "freiwilliger Organi¬
sation" 'ist seine Funktion nur zu deutlich anzusehen. An
der über die Parteifinanzierung vermittelten faktischen
Zwangsmitgliedschaft aller Bürger in den "drei demokra¬
tischen Parteien" hat der ultraliberale Generalsekretär
jedenfalls erstaunlicherweise noch keinen Anstoß genom¬
men. Vgl. die "Erweiterte Dokumentation über den Miß¬
brauch gewerkschaftlicher und politischer Macht durch
SPD- und Gewerkschafts-Funktionäre", hrsg. von der CDU-
Bundesgeschäftsstelle, hektografiert, o.D., insbes.
S. 20 ff.
8) In der Diskussion des Referats wies Prof. Lutz auf den
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paradoxen Zusammenhang hin, daß hohe gewerkschaftliche
Tarifabschlüsse nicht nur auf dem Weg über steigende
Personalkosten die Finanzen der Gewerkschaften be¬
lasten, sondern auch gleichzeitig das Beitragsaufkom¬
men der Arbeitgeberverbände - das nach der Lohnsumme
berechnet wird - erhöhen. Wenn man so will, besteht
hier eine diabolische Art von Gleichgewichtsmechanismus:
Ein Sieg der Gewerkschaft in einer Lohnrunde schwächt
die Gewerkschaft und stärkt den Arbeitgeberverband.
9) Der Begriff der "Finanzkrise" wurde bewußt in Anlehnung
an O'Connors Theorie von der "Financial Crisis of the
State", New York 1972, gewählt. In der Tat bestehen eine
Reihe von bemerkenswerten Analogien zwischen den Finanz¬
problemen des Staates und der Gewerkschaften« Beide sind
formale Organisationen des tertiären Sektors, die durch
ihre Umwelt unter einen ständig steigenden Leistungs¬
druck gesetzt werden, mit dem ihre "Extraktionsfähigkeit"
nicht Schritt zu halten vermag; beide müssen ihre Aufwen¬
dungen für Personal an die des produktiven Sektors anpas¬
sen, ohne im selben Maße wie dieser durch Rationalisie¬
rung ihre Produktivität steigern zu können; beide müssen
deshalb einen wachsenden Teil ihrer knapper werdenden
Ressourcen für Personalkosten (für "overhead") aufwen¬
den; beide sehen sich einer zunehmenden Forderungsbereit¬
schaft ihrer Beschäftigten gegenüber; usw. Wenn man die
Gewerkschaften als Teil des umfassenden wohlfahrtsstaat¬
lichen Organisationskomplexes ansieht, zu dem auch der
"Staat" im engeren Sinne gehört, so wäre diese Analogie
alles andere als oberflächlicher Art; sie würde vielmehr
zeigen, daß es bestimmte strukturelle Probleme des orga¬
nisierten Kapitalismus gibt, die alle wichtigen Organi¬
sationen unabhängig von ihrem rechtlichen Status befal¬
len können.
10) Bei der HBV sanken die konfliktfernen Unterstützungen
von 5,3% auf 1,6% im Jahre 1975.
11) Wie an anderer Stelle ausführlich zu diskutieren sein wird,
haben Kampfrücklagen bei Gewerkschaften, die ihre Sub-
sistenzprobleme mit Hilfe der Arbeitgeber lösen und somit
deren Sanktionen ausgesetzt sind, natürlich eine andere
Bedeutung als im Normalfall.
12) Es mag ungerechtfertigt erscheinen, von einer gewerk¬
schaftlichen "Finanzkrise" zu sprechen, ohne die dem Hö¬
rensagen zufolge so beträchtlichen Gewerkschaftsvermögen
zu berücksichtigen. Zum einen jedoch ist ein großer Teil
des Vermögens der Gewerkschaften kaum zu Kampf- oder
'
anderen organisatorischen Zwecken mobilisierbar, zum an¬
deren gilt innerhalb der DGB-Gewerkschaften das eherne
Prinzip, daß alle laufenden Aufwendungen aus dem Bei¬
tragsaufkommen bestritten werden müssen und daß eine
"gesunde" Gewerkschaft in normalen (d.h. nicht durch um¬
fangreiche Arbeitskämpfe geprägten) Zeiten nicht nur
sämtliche Vermögenseinnahmen, sondern darüberhinaus einen
beträchtlichen Teil ihres Beitragsaufkommens ihrer Rück¬
lage zuzuführen .hat. Unter der Perspektive der prakti¬
schen, alltäglichen Finanzpoltik der Gewerkschaften ist
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es deshalb vertretbar, wenn man die Vermögensbestände
außer Betracht läßt.
13) Abgesehen von der IGBE, die zur Rekrutierung ihrer Mit¬
glieder keiner besonderen Leistungen bedarf und deren
Streikunterstützung nicht durch die Satzung, sondern
von Fall zu Fall durch den Hauptvorstand geregelt wird,
sind beide genannten Entwicklungen bei allen von uns
untersuchten Gewerkschaften gleichermaßen zu beobachten.
